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Verfassungsgerichtshof 

 

 

ÜBERSETZUNG 

Entscheid Nr. 43/2026 

vom 9. April 2026 
Geschäftsverzeichnisnr. 8473 

AUSZUG 

 

 

 In Sachen: Vorabentscheidungsfrage in Bezug auf Rubrik XXXVI von Tabelle A der 

Anlage zum königlichen Erlass Nr. 20 vom 20. Juli 1970 « zur Festlegung der 

Mehrwertsteuersätze und zur Einteilung der Güter und Dienstleistungen nach diesen Sätzen », 

gestellt vom französischsprachigen Gericht erster Instanz Brüssel. 

 

 

 Der Verfassungsgerichtshof, 

 

 zusammengesetzt aus den Präsidenten Pierre Nihoul und Luc Lavrysen, und den Richtern 

Thierry Giet, Joséphine Moerman, Michel Pâques, Yasmine Kherbache, Danny Pieters, 

Sabine de Bethune, Emmanuelle Bribosia, Willem Verrijdt, Kattrin Jadin und Magali Plovie, 

unter Assistenz des Kanzlers Nicolas Dupont, unter dem Vorsitz des Präsidenten Pierre Nihoul, 

 

 erlässt nach Beratung folgenden Entscheid: 

 

 

  I.  Gegenstand der Vorabentscheidungsfrage und Verfahren 

 

 In seinem Urteil vom 3. April 2025, dessen Ausfertigung am 8. Mai 2025 in der Kanzlei 

des Gerichthofes eingegangen ist, hat das französischsprachige Gericht erster Instanz Brüssel 

folgende Vorabentscheidungsfrage gestellt: 

 

 « Verstößt Rubrik XXXVI von Tabelle A der Anlage zum königlichen Erlass Nr. 20 vom 

20. Juli 1970 zur Festlegung der Mehrwertsteuersätze und zur Einteilung der Güter und 

Dienstleistungen nach diesen Sätzen (bestätigt durch das Gesetz vom 27. Mai 1971) in den auf 

die Jahre 2020, 2021 und 2022 anwendbaren Fassungen), eingefügt durch das Programmgesetz 

vom 27. Dezember 2006 und abgeändert durch den königlichen Erlass vom 10. Februar 2009 

(bestätigt durch Artikel 22 des Gesetzes vom 27. März 2009), durch den königlichen Erlass 

vom 2. Juni 2010 (bestätigt durch Artikel 62 des Gesetzes vom 17. Juni 2013), durch den 

königlichen Erlass vom 21. Dezember 2013 (bestätigt durch Artikel 81 des Programmgesetzes 

vom 19. Dezember 2014), durch das Gesetz vom 14. Oktober 2018, durch das Gesetz vom 

27. Juni 2021 und durch das Gesetz vom 21. Dezember 2022, 
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 gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung, indem sie einen ungerechtfertigten 

Behandlungsunterschied herbeiführt zwischen 

 

 einerseits den regionalen Wohnungsbaugesellschaften, den von ihnen zugelassenen 

Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, dem ‘ Vlaams Woningfonds ’, dem Wohnungsfonds 

der kinderreichen Familien der Wallonie und dem ‘ Fonds du Logement de la Région de 

Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’, die den Vorteil 

des in dieser Rubrik vorgesehenen Mehrwertsteuersatzes von 6 % für Arbeiten zur Errichtung 

von Wohnungen genießen, wenn diese Einrichtungen diese Wohnungen in einem von der 

Region Brüssel-Hauptstadt definierten sozialpolitischen Kontext vermieten, und 

 

 andererseits dem ÖSHZ von Brüssel, das nicht den Vorteil des in dieser Rubrik 

vorgesehenen Mehrwertsteuersatzes von 6 % für Arbeiten zur Errichtung von Wohnungen 

genießt, wenn es Wohnungen in einem von der Region Brüssel-Hauptstadt definierten 

sozialpolitischen Kontext vermietet? ». 

 

(…) 

 

 

  III.  Rechtliche Würdigung 

 

(…) 

 

 B.1.  Das vorlegende Rechtsprechungsorgan befragt den Gerichtshof zu der Vereinbarkeit 

von Rubrik XXXVI von Tabelle A der Anlage zum königlichen Erlass Nr. 20 vom 

20. Juli 1970 « zur Festlegung der Mehrwertsteuersätze und zur Einteilung der Güter und 

Dienstleistungen nach diesen Sätzen » (nachstehend: königlicher Erlass Nr. 20 vom 

20. Juli 1970) in den auf die Jahre 2020, 2021 und 2022 anwendbaren Fassungen, mit den 

Artikeln 10 und 11 der Verfassung, insofern sie einen ermäßigten Mehrwertsteuersatz von 6 % 

für die regionalen Wohnungsbaugesellschaften, die von diesen zugelassenen Gesellschaften für 

sozialen Wohnungsbau, den « Vlaams Woningfonds », den Wohnungsfonds der kinderreichen 

Familien der Wallonie und den « Fonds du Logement de la Région de Bruxelles-Capitale » für 

Arbeiten zur Errichtung von Wohnungen, die dazu bestimmt sind, von diesen Gesellschaften 

oder diesen Fonds in einem von der Region Brüssel-Hauptstadt definierten sozialpolitischen 

Kontext vermietet zu werden, vorsieht. Die Vorabentscheidungsfrage bezieht sich auf den sich 

daraus ergebenden Behandlungsunterschied zwischen einerseits diesen Einrichtungen und 

andererseits dem ÖSHZ von Brüssel, das nicht den Vorteil des Mehrwertsteuersatzes von 6 % 

für Arbeiten zur Errichtung von Wohnungen genießt, die dazu bestimmt sind, in einem von der 

Region Brüssel-Hauptstadt definierten sozialpolitischen Kontext vermietet zu werden. 
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 B.2.  Aufgrund von Artikel 37 des Mehrwertsteuergesetzbuches ist der König 

vorbehaltlich einer Bestätigung durch den Gesetzgeber befugt, durch einen im Ministerrat 

beratenen Erlass unter Berücksichtigung der diesbezüglich von der Europäischen Union 

erlassenen Vorschriften die Sätze zu bestimmen und die Aufteilung der Güter und 

Dienstleistungen nach diesen Sätzen zu beschließen. 

 

 Rubrik XXXVI (« Wohnungsbau in einem sozialpolitischen Kontext ») von Tabelle A der 

Anlage zum königlichen Erlass Nr. 20 vom 20. Juli 1970, abgeändert durch Artikel 3 des 

königlichen Erlasses vom 21. Dezember 2013 « zur Abänderung des Königlichen Erlasses 

Nr. 20 vom 20. Juli 1970 zur Festlegung der Mehrwertsteuersätze und zur Einteilung der Güter 

und Dienstleistungen nach diesen Sätzen », bestätigt durch Artikel 81 Nr. 2 des 

Programmgesetzes vom 19. Dezember 2014, bestimmte: 

 

 « § 1.  Der ermäßigte Steuersatz von 6 Prozent ist anwendbar auf: 

 

 1.  Lieferungen von nachstehenden Gütern erwähnt in Artikel 1 § 9 des Gesetzbuches und 

Begründungen, Abtretungen und Rückabtretungen dinglicher Rechte an solchen Gütern, die 

nicht gemäß Artikel 44 § 3 Nr. 1 des Gesetzbuches steuerfrei sind, wenn diese Güter für den 

Wohnungsbau in einem sozialpolitischen Kontext bestimmt sind: 

 

 a)  Privatwohnungen, die regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von ihnen zugelassenen 

Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, dem ‘ Vlaams Woningfonds ’, dem Wohnungsfonds 

der kinderreichen Familien der Wallonie oder dem ‘ Fonds du Logement de la Région de 

Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ geliefert und in 

Rechnung gestellt werden und dazu bestimmt sind, von diesen Gesellschaften oder Fonds 

vermietet zu werden, 

 

 b)  Privatwohnungen, die regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von ihnen zugelassenen 

Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, dem ‘ Vlaams Woningfonds ’, dem Wohnungsfonds 

der kinderreichen Familien der Wallonie oder dem ‘ Fonds du Logement de la Région de 

Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ geliefert und in 

Rechnung gestellt werden und dazu bestimmt sind, von diesen Gesellschaften oder Fonds 

verkauft zu werden, 

 

 c)  Privatwohnungen, die von regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von den von ihnen 

zugelassenen Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, vom ‘ Vlaams Woningfonds ’, vom 

Wohnungsfonds der kinderreichen Familien der Wallonie oder vom dem ‘ Fonds du Logement 

de la Région de Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ 

geliefert und in Rechnung gestellt werden, 

 

 2.  Immobilienarbeiten im Sinne von Artikel 19 § 2 Absatz 2 des Gesetzbuches, 

ausgenommen Reinigung, und die anderen in Tabelle A Rubrik XXXI § 3 Nr. 3 bis 6 
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aufgezählten Leistungen in Bezug auf die in Nr. 1 erwähnten Privatwohnungen, wenn sie 

regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von ihnen zugelassenen Gesellschaften für sozialen 

Wohnungsbau, dem ‘ Vlaams Woningfonds ’, dem Wohnungsfonds der kinderreichen Familien 

der Wallonie oder dem ‘ Fonds du Logement de la Région de 

Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ erbracht und in 

Rechnung gestellt werden, 

 

 […] ». 

 

 Diese Bestimmung wurde sodann durch Artikel 24 des Gesetzes vom 27. Juni 2021 « zur 

Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich der Mehrwertsteuer » abgeändert, der 

bestimmt: 

 

 « In Tabelle A Rubrik XXXVI § 1 Nr. 2 der Anlage zum selben Erlass, eingefügt durch 

das Gesetz vom 27. Dezember 2006 und ersetzt durch den Königlichen Erlass vom 

21. Dezember 2013, bestätigt durch das Gesetz vom 19. Dezember 2014, werden die Wörter 

‘ Artikel 19 § 2 Absatz 2 ’ durch die Wörter ‘ Artikel 19 § 2 Absatz 3 ’ ersetzt ». 

 

 Sie wurde noch durch Artikel 68 des Gesetzes vom 21. Dezember 2022 « zur Festlegung 

verschiedener steuerrechtlicher Bestimmungen » abgeändert, der den vorerwähnten 

Paragraphen 1 durch Folgendes ersetzt hat: 

 

 « § 1.  Der ermäßigte Steuersatz von 6 Prozent ist anwendbar auf: 

 

 1.  Lieferungen von nachstehenden Gütern erwähnt in Artikel 1 § 9 des Gesetzbuches und 

Begründungen, Abtretungen und Rückabtretungen dinglicher Rechte an solchen Gütern, die 

nicht gemäß Artikel 44 § 3 Nr. 1 des Gesetzbuches steuerfrei sind, wenn diese Güter für den 

Wohnungsbau in einem sozialpolitischen Kontext bestimmt sind: 

 

 a)  Privatwohnungen, die regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von ihnen oder von der 

Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassenen 

Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, dem ‘ Vlaams Woningfonds ’, dem Wohnungsfonds 

der kinderreichen Familien der Wallonie oder dem ‘ Fonds du Logement de la Région de 

Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ geliefert und in 

Rechnung gestellt werden und dazu bestimmt sind, von diesen Gesellschaften oder Fonds 

vermietet zu werden, 

 

 b)  Privatwohnungen, die regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von ihnen oder von der 

Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassenen 

Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, dem ‘ Vlaams Woningfonds ’, dem Wohnungsfonds 

der kinderreichen Familien der Wallonie oder dem ‘ Fonds du Logement de la Région de 

Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ geliefert und in 

Rechnung gestellt werden und dazu bestimmt sind, von diesen Gesellschaften oder Fonds 

verkauft zu werden, 

 



 

 

ECLI:BE:GHCC:2026:ARR.043 

5 

 c)  Privatwohnungen, die von regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von den von ihnen 

oder von der Behörde, die für die Politik im Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, 

zugelassenen Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau, vom ‘ Vlaams Woningfonds ’, vom 

Wohnungsfonds der kinderreichen Familien der Wallonie oder vom ‘ Fonds du Logement de la 

Région de Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ 

geliefert und in Rechnung gestellt werden, 

 

 2.  Immobilienarbeiten im Sinne von Artikel 19 § 2 Absatz 3 des Gesetzbuches, 

ausgenommen Reinigung, und die anderen in Tabelle A Rubrik XXXI § 3 Nr. 3 bis 6 

aufgezählten Leistungen in Bezug auf die in Nr. 1 erwähnten Privatwohnungen, wenn sie 

regionalen Wohnungsbaugesellschaften, von ihnen oder von der Behörde, die für die Politik im 

Bereich des sozialen Wohnungsbaus zuständig ist, zugelassenen Gesellschaften für sozialen 

Wohnungsbau, dem ‘ Vlaams Woningfonds ’, dem Wohnungsfonds der kinderreichen Familien 

der Wallonie oder dem ‘ Fonds du Logement de la Région de Bruxelles-

Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’ erbracht und in Rechnung 

gestellt werden, 

 

 […] ». 

 

 B.3.1.  Der Ministerrat führt an, dass die Vorabentscheidungsfrage, da sie sich auf einen 

rein Brüsseler Kontext beziehe, so umformuliert werden müsse, dass diejenigen Institutionen 

ausgeschlossen würden, die im Bereich des Wohnungswesens auf dem Brüsseler Gebiet nicht 

zuständig seien. 

 

 B.3.2.  Da der Gerichtshof mit der Vorabentscheidungsfrage gebeten wird, verschiedene 

Institutionen zu vergleichen, insofern sie Wohnungen « in einem von der Region 

Brüssel-Hauptstadt definierten sozialpolitischen Kontext » vermieten, beschränkt er seine 

Prüfung auf die Einrichtungen, die tatsächlich im Kontext dieser Politik im regionalen Brüsseler 

Gebiet tätig sind. 

 

 B.4.  Die Artikel 10 und 11 der Verfassung gewährleisten den Grundsatz der Gleichheit 

und Nichtdiskriminierung. 

 

 Der Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung schließt nicht aus, dass ein 

Behandlungsunterschied zwischen Kategorien von Personen eingeführt wird, soweit dieser 

Unterschied auf einem objektiven Kriterium beruht und in angemessener Weise gerechtfertigt 

ist. 

 

 Das Vorliegen einer solchen Rechtfertigung ist im Hinblick auf Zweck und Folgen der 

beanstandeten Maßnahme sowie auf die Art der einschlägigen Grundsätze zu beurteilen; es 
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wird gegen den Grundsatz der Gleichheit und Nichtdiskriminierung verstoßen, wenn feststeht, 

dass die eingesetzten Mittel in keinem angemessenen Verhältnis zum verfolgten Zweck stehen. 

 

 B.5.  In Steuersachen besitzt der Gesetzgeber eine weitgehende Ermessensbefugnis. Dies 

gilt insbesondere, wenn er die Steuerpflichtigen, den Steuergegenstand, die 

Besteuerungsgrundlage, den Steuersatz und die etwaigen Steuerbefreiungen der von ihm 

vorgesehenen Steuern bestimmt. Der Gerichtshof kann in dieser Angelegenheit die politischen 

Entscheidungen des Gesetzgebers sowie die ihnen zugrunde liegenden Begründungen nur 

missbilligen, wenn sie auf einem offensichtlichen Irrtum beruhen oder wenn sie offensichtlich 

unvernünftig sind. 

 

 B.6.1.  Das ÖSHZ von Brüssel führt an, dass der fragliche Behandlungsunterschied 

ebenfalls gegen die Artikel 10, 11 und 172 der Verfassung in Verbindung mit Artikel 98 der 

Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 « über das gemeinsame 

Mehrwertsteuersystem » (nachstehend: Mehrwertsteuerrichtlinie) und mit den Grundsatz der 

Steuerneutralität verstoße. 

 

 B.6.2.  Die Parteien dürfen die Tragweite der durch das vorlegende Rechtsprechungsorgan 

gestellten Vorabentscheidungsfragen nicht ändern oder ändern lassen. Daher ist die Prüfung der 

fraglichen Bestimmung nicht auf die Einhaltung der vom ÖSHZ von Brüssel erwähnten 

Normen auszuweiten. 

 

 Somit ist auch dem Gerichtshof der Europäischen Union keine Vorabentscheidungsfrage 

zur Auslegung der Mehrwertsteuerrichtlinie zu stellen. 

 

 B.7.  Der Behandlungsunterschied beruht auf einem objektiven Kriterium, nämlich der Art 

der Einrichtung, die die betreffende Sozialwohnung errichten lässt und der die Arbeiten in 

Rechnung gestellt werden. 

 

 B.8.  In den Vorarbeiten zum Programmgesetz vom 27. Dezember 2006, das die 

Rubrik XXXVI von Tabelle A der Anlage zum königlichen Erlass Nr. 20 vom 20. Juli 1970 

eingefügt hat, heißt es: 
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 « La mesure qui consiste à appliquer un taux réduit de TVA de 6 p.c. à la construction de 

logements sociaux par les sociétés régionales de logement ainsi que les sociétés agrées par 

celles-ci, s’inscrit dans le cadre de la déclaration de politique de compétitivité et du pouvoir 

d’achat du gouvernement du 17 octobre 2006 visant notamment au renforcement du pouvoir 

d’achat et de la protection sociale. 

 

 Afin de respecter cette mesure de réduction du taux de TVA, il est inséré une nouvelle 

rubrique XXXVI au tableau A de l’annexe à l’arrêté royal n° 20, précité. L’article 54 du présent 

projet autorise ainsi à appliquer le taux réduit de 6 p.c., pour toutes les livraison, construction, 

rénovation et transformation de bâtiments qui impliquent les sociétés susvisées afin de leur 

permettre de mener une politique sociale des logements bien plus efficiente » (Parl. Dok., 

Kammer, 2006-2007, DOC 51-2773/001, SS. 49 und 50). 

 

 Im Bericht an den König vor dem vorerwähnten königlichen Erlass vom 

21. Dezember 2022 heißt es: 

 

 « Aufgrund von Tabelle A Rubrik XXXVI der Anlage zu vorerwähntem Königlichen 

Erlass Nr. 20 unterliegen dem ermäßigten Mehrwertsteuersatz von 6 Prozent insbesondere 

Lieferungen von Privatwohnungen, die regionalen Wohnungsbaugesellschaften und von ihnen 

zugelassenen Gesellschaften für sozialen Wohnungsbau geliefert und in Rechnung gestellt 

werden. Diese Wohnungen sind dazu bestimmt, von den vorerwähnten Gesellschaften verkauft 

oder vermietet zu werden. 

 

 Der ermäßigte Steuersatz von 6 Prozent kann somit auf Lieferung, Bau, Renovierung und 

Umbau von Privatwohnungen angewandt werden, die den vorerwähnten Gesellschaften in 

Rechnung gestellt werden, damit sie in der Lage sind, eine effizientere Politik im Bereich des 

sozialen Wohnungsbaus zu betreiben. 

 

 Bestimmte Wohnungsfonds, insbesondere der ‘ Vlaams Woningfonds ’, der 

Wohnungsfonds der kinderreichen Familien der Wallonie und der ‘ Fonds du Logement de la 

Région de Bruxelles-Capitale ’/‘ Woningfonds van het Brussels Hoofdstedelijk Gewest ’, 

müssen Aufträge erfüllen, die ihnen in einem sozialpolitischen Kontext von den Regionen 

auferlegt werden. In diesem Rahmen sind sie auch explizit in die regionalen Wohngesetzbücher, 

das heißt in den ‘ Vlaamse Wooncode ’, das Wallonische Wohngesetzbuch beziehungsweise 

den ‘ Code bruxellois du Logement ’/‘ Brusselse Huisvestingscode ’, aufgenommen worden. 

 

 Sie können aber weder als regionale Wohnungsbaugesellschaften im Sinne der 

vorerwähnten Tabelle A Rubrik XXXVI noch als gemischte Holdinggesellschaften wie in 

Tabelle B Rubrik X der Anlage zu vorerwähntem Königlichen Erlass Nr. 20 erwähnt gelten. 

Infolgedessen können sie im heutigen Stand der Rechtsvorschriften den ermäßigten 

Mehrwertsteuersatz von 6 Prozent nicht in Anspruch nehmen. 

 

 Die budgetären Auswirkungen einer solchen Maßnahme sind sehr gering. Für den ‘ Vlaams 

Woningfonds ’ sollen sie sich in den letzten Jahren auf 400.000 EUR belaufen haben. Für den 

Wohnungsfonds der kinderreichen Familien der Wallonie wird derzeit ein Projekt umgesetzt, 

bei dem die budgetären Auswirkungen insgesamt (über einige Jahre) 121.000 EUR betragen 

werden ». 
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 Die Maßnahme hat folglich das Ziel, die Sozialpolitik im Bereich Wohnungswesen 

angesichts begrenzter Haushaltsmittel effizienter zu machen. Laut dem Ministerrat beabsichtigt 

der Gesetzgeber, die verfügbaren Haushaltsmittel den Einrichtungen vorzubehalten, die am 

besten geeignet sind, eine wirksame Sozialpolitik im Wohnungswesen umzusetzen. 

 

 B.9.  Diese Einschätzung ist nicht offensichtlich falsch. Angesichts der begrenzten 

Haushaltsmittel, über die er verfügt, konnte der Gesetzgeber den Vorteil des ermäßigten 

Mehrwertsteuersatzes von 6 % in Bezug auf die soziale Wohnungsbaupolitik vernünftigerweise 

auf Einrichtungen beschränken, die mit spezifischen gesetzlichen Aufträgen im Bereich des 

sozialen Wohnungsbaus betraut sind (siehe insbesondere die Artikel 41, 42, 67 und 112 des 

Brüsseler Wohngesetzbuches, die jeweils die Aufträge der « Société du Logement de la Région 

de Bruxelles-Capitale », der Immobiliengesellschaften des öffentlichen Dienstes und des 

« Fonds du logement de la Région de Bruxelles-Capitale » aufzählen) und in dieser Eigenschaft 

besonderen Verpflichtungen, die die Schaffung eines ausreichenden Angebots an 

Sozialwohnungen ermöglichen, sowie einer spezifischen Kontrolle unterliegen. 

 

 Der Umstand, dass die ÖSHZ im Brüsseler Wohngesetzbuch unter den « öffentlichen 

Immobilienverwaltern » aufgeführt sind (Artikel 2 § 1 Nr. 4), führt nicht zu einer anderen 

Schlussfolgerung. Obwohl die ÖSHZ ebenfalls an der von der Region Brüssel-Hauptstadt 

betriebenen Sozialpolitik im Wohnungswesen mitwirken, befinden sie sich in einer objektiv 

anderen Situation als die in der Rubrik XXXVI von Tabelle A der Anlage zum königlichen 

Erlass Nr. 20 vom 20. Juli 1970 aufgeführten Einrichtungen, die in erster Linie für das 

Wohnungswesen zuständig sind. 

 

 B.10.  Der Behandlungsunterschied hat für die betroffenen ÖSHZ, die den Vorteil des 

ermäßigten Mehrwertsteuersatzes von 12 % auf der Grundlage der Rubrik X von Tabelle B der 

Anlage zum königlichen Erlass Nr. 20 vom 20. Juli 1970 für private Wohnungen genießen, die 

ihnen geliefert und in Rechnung gestellt werden und die dazu bestimmt sind, im 

sozialpolitischen Kontext vermietet zu werden, keine unverhältnismäßigen Folgen. 

 

 B.11.  Die fragliche Bestimmung ist vereinbar mit den Artikeln 10 und 11 der Verfassung. 
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 Aus diesen Gründen: 

 

 Der Gerichtshof 

 

 erkennt für Recht: 

 

 Rubrik XXXVI von Tabelle A der Anlage zum königlichen Erlass Nr. 20 vom 

20. Juli 1970 « zur Festlegung der Mehrwertsteuersätze und zur Einteilung der Güter und 

Dienstleistungen nach diesen Sätzen » in den auf die Jahre 2020, 2021 und 2022 anwendbaren 

Fassungen verstößt nicht gegen die Artikel 10 und 11 der Verfassung. 

 

 Erlassen in französischer und niederländischer Sprache, gemäß Artikel 65 des 

Sondergesetzes vom 6. Januar 1989 über den Verfassungsgerichtshof, am 9. April 2026. 

 

 

 

Der Kanzler, Der Präsident, 

 

 

(gez.) Nicolas Dupont (gez.) Pierre Nihoul 

 


